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Kommunale Amtsblätter nicht behindern

Wirtschaftsminister Pfister geht von falschen Annahmen aus

Stuttgart. Gegen eine Beschränkung kommunaler Amtsblätter, wie sie Wirtschaftsminister Pfister (FDP) plant, hat sich der Gemeindetag ausgesprochen. Würden Anzeigen im Amtsblatt gesetzlich eingeschränkt, müssten die Bürger höhere Bezugsgebühren zahlen. Die örtliche mittelständische Wirtschaft würde ein auf ihre Bedürfnisse zugeschnittenes Werbemittel verlieren. „Wir wollen die bewährte Zusammenarbeit zwischen Gemeinden und Verlagen bei der Amtsblattherausgabe fortsetzen,“ sagte Gemeindetagssprecher Harald Burkhart.

Wirtschaftsminister Pfister gehe offenbar von falschen Annahmen aus. „Die Gemeinden verfolgen mit ihren Amtsblättern keine wirtschaftlichen Interessen. Das Anzeigenaufkommen hilft nur, die Kosten der amtlichen Bekanntmachungen und örtlichen Informationen so gering wie möglich zu halten,“ sagte Burkhart. Der Anzeigenanteil in den Mitteilungsblättern werde oft überschätzt. Er liege tatsächlich bei 25 bis 30 Prozent.

Die meisten Amtsblätter würden in privaten Verlagen gedruckt und verlegt. Oft seien das die selben Verlage, in denen auch Tageszeitungen und Anzeigenblätter erscheinen. Dort liege die Anzeigenverwaltung und das wirtschaftliche Interesse am Anzeigenteil der Amtsblätter. „Kooperation statt Konfrontation ist längst Praxis im Land,“ sagte der Gemeindetagssprecher.

Die Krise der Tageszeitungen habe mit den kommunalen Amtsblättern nichts zu tun, so der Gemeindetag. In Hessen, wo Anzeigen in Amtsblättern ausgeschlossen seien, gehe es den Tageszeitungen nicht besser. Für die Bevölkerung seien die Amtsblätter eine unverzichtbare zusätzliche Informationsquelle.
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